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Österreich

Der „Koren-Plan“ 
das neue wirtschaftspolitische Konzept

Dr. Walterj^Stermann, Wien

Umstrukturierung der Industrie, Sanierung der Landwirtschaft, Fusionserleichterung, Ausfuhrförderung und 
Budgetsanierung sind die neuen Schlagworte der österreichischen Wirtschaftspolitik. Nach Jahren des Improvi- 
sierens hat es den Anschein als könne der Finanzminister Prof. Dr. Stephan Koren nun ein umfassendes wachs­
tumsorientiertes Konzept durchsetzen. Sein Programm enthält viele Parallelen zu den Maßnahmen, die in der 
Bundesrepublik bereits getroffen wurden oder noch diskutiert werden.

Die österreichische W irtsdiaftspolitik zeichnete sich 
nadi dem Krieg w eder durdi w eitblidiende Kon­

zeption nodi durdi vorausschauende Planung aus. Der 
Grund dafür lag vor allem in den innerpolitisdien 
Gegebenheiten, in der Zusammensetzung der Koali­
tionsregierungen, die seit Kriegsende von den beiden 
Großparteien — der christlidien V olkspartei und der 
Sozialistisdien Partei — gebildet wurden. Dieser Zu­
sammenschluß w ar in der Nachkriegszeit zunächst 
sinnvoll. Nadidem die Parteien aber die schwersten 
Folgen des Krieges für die österreidiische W irtsdiaft 
beseitigt und die Grundlagen für den W iederaufbau 
gesdiaffen hatten, verloren sie mit dem Staatsvertrag 
vom Mai 1955 ihren Sinn als Konzentration aller 
politisdien Kräfte gegenüber den Besatzungsmächten.

KEINE KOORDINIERTEN ENTSCHEIDUNGEN DER REGIERUNG

Immer deutlidier zeigte sid i in der Folgezeit der zwi­
sdien den beiden Parteien vor allem in Fragen der 
Wirtschaftspolitik bestehende Antagonismus, der die 
Zusammenarbeit mehr und mehr erschwerte. Ideolo- 
gisdie Gegensätze machten es zunehmend sdiwieriger, 
innerhalb der Regierungen zu gemeinsamen Lösungen 
widitiger W irtschaftsprobleme zu gelangen. Man 
sdiob die Probleme vor sid i her und gab dem Partner 
die Schuld daran, daß keine Lösung gefunden werden 
konnte. So blieben audi die von der Notenbank er­
griffenen konjunkturpolitisdien Maßnahmen ohne den 
erhofften Erfolg, weil meist die notwendigen ko­
ordinierten Ergänzungsmaßnahmen fehlten.

Trotz dieser Gegensätze wird in den von beiden Par­
teien paritätisd i besetzten Gremien konstruktive Ar­
beit geleistet. Das gilt sowohl für die von der Regie­
rung eingesetzte Paritätisdie Lohn- und Preiskommis- 
sion als audi besonders für den dieser Kommission 
angeschlossenen W irtsdiafts- und Sozialrat. In diesen 
Gremien ist es für die Experten der Interessenvertre­
tungen und der Sozialpartner nicht so sdiwierig, ge­
meinsame Empfehlungen zu erreidien. Denn ihre Ent- 
sdieidungen werden weniger von ideologisdien und 
parteipolitischen als von wissenschaftlidien Erkennt­
nissen getragen. Eine w iditige Rolle spielt in diesem 
Zusammenhang das öste rre id iisd ie Institut für W irt­
sdiaftsforsdiung, das von den Parteien nahezu völlig 
unabhängig ist. Seine laufend erstellten Analysen 
der österreidiischen W irtsdiaft, die kurzfristigen Pro­
gnosen und Spezialarbeiten bilden eine widitige 
Grundlage für Regierungsentscheidungen.

Als die öste rre id iisd ie Volkspartei nach den letzten 
W ahlen im März 1966 die absolute M ehrheit errang, 
w ar die Zeit reif, das Koalitionssystem aufzugeben. 
Die erste „monodirome“ Regierung der Zweiten Re­
publik wurde gebildet — mit den Sozialisten und der 
kleinen Gruppe der Freiheitlidien in der Opposition. 
Das Erbe, das die neue Regierung antrat, w ar audi auf 
wirtschaftspolitisdiem Gebiet nidit ganz leidit. Es muß 
ihr jedoch das Zeugnis ausgestellt werden, daß sie 
in der ersten Hälfte der vierjährigen Legislaturperiode 
durchaus nicht untätig  gewesen ist. Eine ihrer w idi­
tigsten Initiativen w ar die Ausarbeitung des sog. 
„Koren-Plans".

Ende Juli 1967 beauftragte die Regierung den früher 
am Österreidiischen Institut für W irtsdiaftsforsdiung
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ÖSTERREICH

tätigen, damaligen Staatssekretär im Bundeskanzler­
amt Prof. Koren mit der Ausarbeitung eines Berichtes 
über die wirtschaftliche Situation Österreichs. In dem 
Bericht wurde festgestellt, daß die Abschwächung des 
Wirtschaftswachstums auch in Österreich hauptsächlich 
konjunkturbedingt und eine Folge der geringeren 
Nachfrage war. Darüber hinaus beständen aber w ei­
tere Einflußfaktoren, für deren Beseitigung die trad i­
tionellen wirtschaftspolitischen Maßnahmen — wie 
nachfragefördernde Budget-, expansive Notenbank­
politik usw. — im Interesse einer ständigen Expansion 
der österreichischen W irtschaft nicht mehr ausreichten.

„KOREN-PLAN" ALS GRUNDLAGE DES RAHMENPROGRAMMS

Der Bericht w ar Gegenstand ausführlicher Beratungen 
mit den Interessenvertretungen und der Notenbank. 
Er diente als Grundlage eines vom M inisterkomitee 
für wirtschaftliche Angelegenheiten beschlossenen 
Rahmenprogramms, das der inzwischen mit dem Fi­
nanzressort betraute Prof. Koren Ende April 1968 der 
Öffentlichkeit vorlegte. Dieses Programm kann, wie 
der M inister vor der Presse sagte, nur in einer M arkt­
wirtschaft angewandt werden und daher „sozialisti­
schen W unschvorstellungen nicht genügen".') Es sei 
nicht allein darauf abgestellt, mit den augenblicklichen 
kurzfristigen Schwierigkeiten fertigzuwerden, sondern 
auch jene Hindernisse aus dem W eg zu räumen, die 
einem starken und längerfristigen Wachstum der 
österreichischen W irtschaft entgegenstehen.

Mit einer W achstumsrate von real 2,5 ”/o lag Ö ster­
reich im Jahre 1967 im Mittelfeld des internationalen 
Vergleichs. Durch expansive Maßnahmen der Regie­
rung und der Notenbank konnte eine Stagnation ver­
mieden werden. Zum Ausgleich des privaten Nach­
fragerückgangs wurden die öffentlichen Investitionen 
im Budget 1967 um 22 ”/o erweitert. Ferner wurden der 
Diskontsatz um V2 M indestreservesätze
zweimal gesenkt. Ein weiteres positives Moment war 
die Ausweitung des Exports um 7,4*>/o (1966: 5,2 Vo) 
bei gleichbleibenden Importen. Beides ist zwar eine 
Folge der abgeschwächten Konjunkturlage, doch dürfte 
die Exportsteigerung auch durch die gesetzliche Aus­
weitung der Exportförderung begünstigt worden sein. 
Das Budget 1968 sieht zur weiteren K onjunktur­
stützung ein nachfragewirksames Defizit von 3,3 
Mrd. S vor. 1,2 Mrd. S wurden bereits zu Beginn des 
Jahres aus einem Eventualbudget freigegeben. Mit 
derartigen konjunkturpolitischen Maßnahmen, die der 
expansiven Politik anderer Länder weitgehend en t­
sprechen, hofft man, der österreichischen W irtschaft 
den Anschluß an die zu erw artende internationale 
Konjunkturbelebung zu sichern.

Hinsichtlich der langfristigen Aspekte der österreichi­
schen W irtschaft versucht der „Koren-Plan" nachzu-

1) Die sozialistische O pposition h a t übrigens aud i ih rerse its  einen  
längerfristigen  W irtsd ia ftsp lan  von ihren Experten ausarbeiten  
lassen, der gegenw ärtig  in den Parteigrem ien d isku tie rt w ird und 
im H erbst in seiner endgültigen  Fassung vorgelegt w erden soll.

weisen, daß die Verlangsamung des Wirtschaftswachs­
tums in Österreich — unabhängig von der jeweiligen 
Konjunkturlage — schon ab 1960/61, als die Voll­
beschäftigung erreicht war, einsetzte. Sie sei in den 
folgenden Jahren  lediglich durch die Hochkonjunktur 
überdeckt worden und daher erst in der letzten Kon­
junkturdäm pfung deutlich sichtbar geworden. Kurz­
fristige Konjunkturschwankungen, die in jeder wach­
senden W irtschaft auftreten, sollten nach Körens A n­
sicht keineswegs — wie dies in letzter Zeit in Ö ster­
reich geschehen ist — als Symptome einer W achs­
tumsbeschleunigung oder -Verlangsamung interpretiert 
werden. Denn dann bestände die Gefahr, daß die An­
zeichen der Wachstumsschwäche beim nächsten Auf­
schwung wieder überdeckt und wirtschaftspolitische 
Maßnahmen zu ihrer Beseitigung m ehr oder weniger 
als nicht erforderlich angesehen werden.

SCHWERPUNKT AUF WACHSTUMS- UND STRUKTURPOLITIK

Daher legt Koren das Schwergewicht seines w irt­
schaftspolitischen Konzepts auf die Wachstums- und 
Strukturpolitik.

□  Für die Konjunkturpolitik wird eine Intensivierung 
der schon bestehenden guten Zusammenarbeit der 
Regierung mit den Sozialpartnern empfohlen. Die 
Hauptaufgabe der Sozialpartner sieht er in  einer v er­
antwortungsbewußten, die Investitionsmöglichkeiten 
der Unternehmungen nicht beeinträchtigenden Lohn­
politik, während die Regierung alle ihr gegebenen 
Möglichkeiten zur Konjunkturbelebung ausschöpfen 
müßte.

□  In der Budgetpolitik steht die Regierung vor 
äußerst schwierigen Aufgaben. Da fast 90 “/o der Aus­
gaben durch gesetzliche und vertragliche Verpflich­
tungen fest gebunden sind, bleibt einer antizyklischen 
Budgetpolitik nur ein sehr geringer Spielraum. Zudem 
hat die Ausgabefreudigkeit der Politiker dazu beige­
tragen, daß sich nach jüngsten Schätzungen für die 
H aushaltsjahre 1969 und 1970 Finanzierungslücken von 
m indestens 16 Mrd. S ergeben. Defizite dieser Größen­
ordnung sind für die österreichische W irtschaft un­
tragbar. Auf Körens A ntrag hat die Regierung daher 
beschlossen, die Ausgaben in den Budgets der beiden 
nächsten Jah re  jeweils um 5 Mrd. S zu kürzen. Auf 
der Einnahmeseite sollen durch — teils zeitlich be­
grenzte — Erhöhungen direkter und indirekter Steu­
ern zusätzlich je  3,8 Mrd. S aufgebracht werden. Damit 
wird die Finanzierungslücke aut etwa die Hälfte re ­
duziert.

□  In der A grarpolitik soll der strukturelle A npas­
sungsprozeß der Landwirtschaft durch die Erstellung 
einer m odernen M arktordnung (die gegenwärtige 
stammt noch aus der Zeit des Übergangs von der 
M angellage zur normalen Versorgung) erleichtert 
werden. Neben der bereits für die Erzeugung beste­
henden Förderung durch den „Grünen Plan" wird die
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ENTWICKLUNGSPOLITIK

Anpassung der Produktion an den Bedarf des In- und 
Auslands und an die anderen europäisdien M arkt­
ordnungen, vor allem die der EWG, angestrebt.

□  Die Wadistums- und Strukturpolitik soll der öster- 
reidiisdien W irtsdiaft die rasdie Anpassung an die 
internationale Entwidclung ermöglidien. Sie beinhaltet 
Maßnahmen auf dem Gebiet der W ettbewerbspolitik 
(Änderung des Kartellgesetzes und der Gewerbeord­
nung), der Investitions- und Finanzierungspolitik, der 
Industriepolitik und der aktiven Arbeitsmarktpolitik. 
Für die Arbeiten am österreidiisdien Energieplan und 
am Verkehrskonzept wird ein baldiger Absdiluß 
empfohlen.

WEITGEHENDE FDRDERUNG5MASSNAHMEN

Im einzelnen sind auf dem Sektor der Investitions­
und Finanzierungspolitik folgende Maßnahmen vorge­
sehen; Sdiaffung einer großen einheitlidien Investi­
tionskreditbank auf kommerzieller Grundlage durdi 
Zusammensdiluß zweier bestehender Unternehmungen 
und zusätzlidie Kapitalzufuhr durdi den Kredit­
apparat, Erweiterung der bestehenden Bürgsdiafts-

fonds, Beseitigung der steuerlidien Hemmnisse bei 
Konsortialkrediten mehrerer Kreditunternehmungen 
für Großprojekte.

In der Industriepolitik sollen Entwidclungs- und Er­
neuerungsfonds sowohl zur Unterstützung der Kon­
zentration von Unternehmungen und Produktions­
programmen als audi zur Förderung von Betriebsneu­
gründungen und Um strukturierungen gebildet werden. 
W eiter sind vorgesehen: Konzentrationsförderung
durdi M ilderung der steuerlidien Hemmnisse, regio­
nale Entwidclungsförderung, Förderung der Forsdiung 
durdi verm ehrte Zusdiüsse aus dem Budget und zu- 
sätzlidie Absdireibungsmöglidikeiten für beweglidie 
W irtsdiaftsgüter, die der Forsdiung und Entwidilung 
dienen. Die Reorganisations- und Sanierungsmaßnah- 
men in  der verstaatlid iten  Industrie durdi die Dadi- 
organisation ÖLG sollen verstärkt werden.

Viele der vorgesehenen Maßnahmen haben bereits 
konkrete Formen in entspredienden Gesetzen gefun­
den, die entweder im Entwurf fertiggestellt oder in 
Ausarbeitung sind, ö ste rre id i darf hoffen, daß hier 
endlidi einmal ein umfassendes wirtsdiaftspolitisdies 
Konzept erstellt wurde, das der Situation des Landes 
w eitgehend Redinung trägt.

Entwicklungspolitik

Weltbank fördert 
Landwirtschaft in Entwicklungsländern

Alexander^Funkenberg, Frankfurt/Main

Die Nahrungsmittelversorgung der M ensdiheit hält 
mit dem Bevölkerungswadistum immer weniger 

Sdiritt. Denn bis zum Jahre 2000 — und das sind nur 
nodi knapp 32 Jahre — wird die M ensdiheit auf etwa
6,5 Mrd. angewadisen sein. Davon werden rund 5 Mrd. 
in Entwidclungsländern leben. Die von den Fadileuten 
erhobene Forderung, den derzeitigen Ertrag an Nah­
rungsmitteln bis 1980 zu verdoppeln und bis zum 
Jahre 2000 zu verdreifadien, sdiein t angesidits dieser 
Tatsadie unerreidibar. Da jedodi Zahlen über die Be- 
völkerungsentwidclung ständig wediselnden Einflüssen 
unterliegen, ist audi in diesen Sdiätzungen ein ge­
wisser Unsidierheitsfaktor nidit ganz auszusdiließen.

Die Weltbank-Gruppe mißt dem Problem der zukünf­
tigen Welternährung große Bedeutung bei und sdienkt 
der Förderung der Landwirtsdiaft in Entwidclungslän- 
dfirn vermehrte Beaditung. Die bisherigen Gesamt­
leistungen der Bank und der „Internationalen Entwidc-

lungs-Organisation“ (IDA), die wegen ihrer besonders 
günstigen Kreditbedingungen audi „weidie" W eltbank 
genannt wird, stiegen im A grarbereidi zwar auf 
1,1 Mrd. $ an. W irtsdiaftlidie und reditlidie Gründe 
ließen eine w ünsdienswerte weitere Ausdehnung des 
Finanzierungsvolumens jedodi nidit zu.

VIELSEITIGE FDRDERUNGSFORMEN

W ie wirkungsvoll d ie  Förderung seitens der W eltbank 
sein kann, wird aus einem unlängst für B r a s i l i e n  
bewilligten Darlehen für ein Viehzuditprojekt erkenn­
bar. Von den Gesamtkosten dieses Vorhabens, die auf 
80 Mill. $ gesdiätzt werden, dedct das Bankdarlehen 
die Hälfte; die brasilianisdie Regierung hat rund 
25 Mill. $ übernommen, und den Rest von 15 Mill. $ 
haben die beteiligten Farmer aus eigenen M itteln bei­
gesteuert. Es ist beabsiditigt, m it diesem Kapital die 
Sdiladitvieherzeugung vor allem durdi verbesserte
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